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Eigentum für alle. Arbeitneh-
mer als Mitunternehmer. Für 
dieses Ziel hat die Union eine 
neue Offensive gestartet. Ge-
winner sind auf jeden Fall bei-
de - Arbeitnehmer und Arbeit-
geber -, wenn Mitarbeiter an 
ihrem Unternehmen beteiligt 
werden.
 „Mit der Mitarbeiterbeteili-
gung kann die Kapitalstruktur 
vieler Firmen verbessert wer-
den“, sagt Matthäus Strebl, CSU-
Bundestagsabgeordneter und 
Vorsitzender des Christlichen 
Gewerkschaftsbundes. Gerade 
für mittelständische Unterneh-
men wird es immer schwieriger, 
Kredite zu bekommen. Das liegt 
auch an den neuen Vergabericht-
linien der Banken, dem Basel-II-
Abkommen. Die Banken legen 
strengere Qualitätsmerkmale an 
oder verlangen höhere Sicherhei-
ten.
 So liegt die Eigenkapitaldecke 
kleiner und mittlerer Unterneh-
men in den neuen Bundesländern 

oft unter zehn Prozent. Die Folge 
kann sein, dass Geld für Investiti-
onen fehlt. Und wenn ein großer 
Kunde zu spät zahlt, drohen Li-
quiditätsengpässe oder sogar die 

Arbeitnehmer
  als Unternehmer
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Mitarbeiterbeteiligung

Insolvenz.
 Mitarbeiter können helfen, 
dies abzuwenden und gleichzei-
tig ihre Arbeitsplätze sichern. 
„Für sie kann die Beteiligung 
ein fairer Ausgleich für Lohn-
zurückhaltung sein oder für die 
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Mitarbeiterbeteiligung

Bereitschaft, länger zu arbeiten“, 
schlägt Matthäus Strebl vor. Sie 
werden angemessen am wirt-
schaftlichen Erfolg beteiligt und 
profi tieren von den Erträgen ih-
res Kapitals. Gleichzeitig erhöht 
sich die Motivation, für „ihr“ 
Unternehmen zu arbeiten. Wie 
das Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung herausgefunden 
hat, steigert sich dadurch die Pro-
duktivität des Unternehmens.
 Matthäus Strebl betont, dass 
nicht kurzfristige Gewinne, son-
dern die langfristige Unterneh-
menssicherung im Interesse von 
Kapitalgebern und Arbeitneh-
mern sei. „Die Beteiligung von 
Mitarbeitern sorgt für nachhal-
tige und qualitativ hochwertige 
Beschäftigung in Deutschland.“ 
Ein weiterer Vorteil: Neid-Debat-
ten über Manager-Gehälter, die 
den Ruf der deutschen Wirtschaft 
belasten, werden überfl üssig.
 Neue Zeiten brauchen visio-
näre Modelle. Matthäus Strebl 
hat das Konzept der Mitarbeiter-
beteiligung für die CDU und ihr 
Regierungsprogramm mitentwi-
ckelt. Es kann auch zur privaten 
Altersvorsorge der Angestellten 
eingesetzt werden. Eigenkapi-

talmodelle können entsprechend 
ausgestaltet werden. Derzeit 
fehlen allerdings noch politische 
Rahmenbedingungen dafür.
 Um Investivlöhne als Alters-
vorsorge einzusetzen, müsste die 
Förderung der Riesterrente hier-
für genutzt werden. Fast zehn 
Milliarden Euro stünden der För-
derung zusätzlich zur Verfügung. 
Dies fordert die Union in einem 
Antrag, den Uwe Schummer und 
Matthäus Strebl in den Deutschen 
Bundestag eingebracht haben. 
Und die CDU hat angekündigt, 
die Umsetzung nach einer Re-
gierungsübernahme anzugehen. 
Derzeit beteiligen etwa erst 2000 
Unternehmen ihre Mitarbeiter. 
Die vielen Vorteile sind noch zu 
wenig bekannt – in Büros, Fab-
rikhallen und auf Vorstandsfl u-
ren.

Chancen der Beteiligung:

• Unternehmen erhöhen 
   ihr Eigenkapital 
• Angestellte werden besser
   motiviert
• Langfristige Sicherung von 
   Arbeitsplätzen
• Investivlöhne werden als 
   Altersvorsorge genutzt
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Die CDU/CSU-Fraktion war 
auf der Suche nach der Wahr-
heit im Untersuchungsaus-
schuss zum Visa-Skandal. 
Minister konnten verhört wer-
den, weil die Opposition ein 
wichtiges Recht nutzte, um der 
Regierung auf die Finger zu 
schauen. Die Bundestagsabge-
ordnete Michaela Noll berich-
tet aus dem Ausschuss:
 „Seit Monaten haben wir ver-
sucht, Licht ins Dunkel zu brin-
gen. Dafür werden bei einer 
Sitzung meistens vier Zeugen 

vernommen. Das dauert häufi g 
zwischen 14 und 17 Stunden – 
manchmal auch die ganze Nacht“, 
erzählt die Bundestagsabgeord-
nete. Es geht um die Folgen des 
so genannten „Fischer-Erlas-
ses“. Er schrieb den Botschaften 
vor: „Im Zweifel für die Reise-
freiheit.“ Dadurch konnten mas-
senhaft Schwarzarbeiter und zur 
Prostitution gezwungene Frauen 
nach Deutschland einreisen – ge-
tarnt als Touristen.
 „Visa-Missbrauch wird es so-
lange geben, wie es Visa gibt. 

4

Visa-Ausschuss

Joschka Fischer
  und die Visa-Affäre

 Michaela Noll (dritte v.l.) im Visa-Ausschuss.          Foto: Bundestag 
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Entscheidend ist aber, ob die 
Politik, wie unter der Regierung 
Kohl/Kinkel, den Missbrauch be-
kämpft oder ihn, wie Rot/Grün, 
erleichtert“, meint Michaela 
Noll. Fest steht: Unter Fischer 
und Schily  wurde europäisches 
Verfassungsrecht gebrochen, das 
Schleuserwesen begünstigt und 
viele Warnungen und Hilferufe 
der deutschen Ausländervertre-
tungen über Jahre hinweg einfach 
ignoriert.
 Die aufschlussreichsten Befra-
gungen waren die von Innenmi-
nister Otto Schily und Außenmi-
nister Joschka Fischer. Noll und 
ihren CDU-Kollegen gelang es, 
Fischer zum Reden zu bringen. 
Er räumte persönliche Fehler ein 

und gab zu, dass der massenhafte 
Visa-Missbrauch auf einen feh-
lerhaften Erlass des Auswärtigen 
Amtes – seiner Behörde – zurück-
zuführen ist. „Seine Aussage hat-
te Geständnischarakter. Wenn 
es eng wurde, fl üchtete er sich in 
Angriffe auf die Opposition oder 
schob Gedächtnislücken vor“, 
erinnert sich Michaela Noll. Der 
Außenminister lehnte es ab, Kon-
sequenzen zu ziehen. „Fischer 
macht so die Wahrnehmung von 
politischer Verantwortung  wert-
los“, wertet die Rechtsanwältin 
Noll. Dabei habe Rot/Grün nicht 
nur dem Vertrauen der Menschen 
in die Einwanderungspolitik ge-
schadet, sondern auch dem Anse-
hen Deutschlands in Europa.
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Visa-Ausschuss

   Stichwort Untersuchungsausschuss
• Nach Artikel 44 Grundgesetz kann der Bundestag einen
   Untersuchungsausschuss einrichten, wenn ein Viertel der
   Mitglieder ihn beanträgt. Wie vor Gericht werden Zeugen vorgeladen       
   und vereidigt.
• Die „Berliner Stunde“ hat 62 Minuten. Das ergibt sich aus der 
   proportionalen Verteilung der Redezeiten. Je nach Größe bekommen  
   die Fraktionen unterschiedliche Zeiten zugeschrieben: 
   SPD und Grüne: 32 Minuten, CDU/CSU: 24 Minuten, FDP: 6 Minuten.
• Ins Rollen kam der Skandal durch das Kölner Urteil gegen einen 
   Schleuser. „Das war ein kalter Putsch der politischen Leitung des   
   Auswärtigen Amtes gegen die bestehende Gesetzeslage“, erklärte 
   der Kölner Richter in der Urteilsbegründung.
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Seit April ist das neue Berufs-
bildungsrecht in Kraft. Uwe 
Schummer, Bundestagsabge-
ordneter und Vorstandsmit-
glied der CDU-Sozialausschüs-
se, hat es auf den Weg gebracht. 
Für Betriebe wird Ausbildung 
einfacher und interessanter, für 
Jugendliche chancenreicher. 
Die wichtigsten Änderungen 
im Überblick:
 Die maximale Probezeit wird 
auf vier Monate verlängert. Ar-
beitgeber und Auszubildende 
haben mehr Zeit, sich besser 
kennen zu lernen. Hiermit wird 
dem verstärkten Blockunterricht 
Rechnung getragen. Die Zahl der 
Ausbildungsabbrecher von 25 
Prozent soll gesenkt werden. 
 Die Ausbildung wird in Stufen 
eingeteilt. Azubis bekommen für 
eine Teilprüfung ein IHK-Zeug-
nis. Beenden sie die Ausbildung 
vorzeitig, haben sie die Chance, 
später den Abschluss über die 
Weiterbildung zu erreichen. Das 
Alles-oder-Nichts-Prinzip wird 

durchbrochen.
 Die Abschlussprüfung wird 
gestreckt. Nach zwei Jahren wer-
den Grundlagen abgefragt, in der 
Abschlussprüfung geht es dann 
um berufstypische Handlungs-
kompetenzen. Aufwändiges Wie-
derholen vor der Schlussprüfung 
entfällt; der Auszubildende muss 
von Anfang an Leistung bringen.
 Verbundausbildung wird auf-
gewertet: Mehrere Betriebe kön-
nen sich zusammenschließen und 
Ausbildungsplätze bereitstellen. 
 Leistungsstarke Auszubilden-
de können in Absprache mit dem 
Betrieb Zusatzqualifi kationen 
erwerben. Das stärkt die Ausbil-
dung im Vergleich zum Studium. 
Die Qualifi kationen, zum Bei-
spiel Fortbildungen, werden ge-
prüft und bescheinigt.
 Auszubildende können mehre-
re Monate im Ausland verbrin-
gen, wenn der Betrieb zustimmt. 
Dies fördert die internationale 
Kompetenz der Berufsausbil-
dung.

Ein Gesetz für
  Chefs und Azubis 
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Berufl iche Bildung
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Fünf Millionen Arbeitslose, das 
ist die Bilanz von Rot-Grün. 
Schröder wollte sich am Abbau 
der Arbeitslosigkeit messen las-
sen. Da ist es konsequent, dass 
es jetzt Neuwahlen gibt. In der 
SPD-Fraktion im Bundestag 
und in den Ministerien herrscht 
Untergangsstimmung.
 700 sozialversicherungspfl ich-
tige Stellen wandern ab - pro 
Tag. Das geht seit 50 Monaten so 
und ist einmalig in der deutschen 
Geschichte. Die Wachstumsprog-
nosen müssen regelmäßig korri-
giert werden – nach unten. Es gab 
nur eine Nachricht, die in letzter 
Zeit für positive Stimmung in der 
Wirtschaft gesorgt hat: die Nach-
richt von Neuwahlen.
 Nach derzeitigem Stand wer-
den im September erneut 30.000 
Schulabgänger keinen Ausbil-
dungsplatz bekommen. Die Bun-
desregierung verschärft die Lage. 
Sie muss dafür werben, dass das 
neue Berufsbildungsgesetz um-
gesetzt wird. Es gibt kaum Stu-

fenausbildungen, die Abbrechern 
einen Zwischenabschluss ermög-
lichen und Hauptschülern den 
Zugang zur Berufsausbildung er-
leichtern. SPD heißt immer mehr 
Staat.
 Unter Bürokratieabbau ver-
steht die rot-grüne Regierung 
Folgendes: 280 Gesetze und 903 
neue Rechtsverordnungen in den 
letzten zwei Jahren. Außer Kraft 
gesetzt wurden nur 55 Gesetze 
und 233 Verordnungen. 46 Mil-
liarden Euro pro Jahr kostet der 
alltägliche Bürokratiewahnsinn 
in Deutschland. 84 Prozent davon  
tragen die mittelständischen Un-
ternehmen. Die Union will eine 
Entrümpelung der über 90.000 
Paragraphen.
 Die CDU hat durchgesetzt, 
dass Hartz IV verbessert wird. 
Langzeitarbeitslose dürfen jetzt 
mehr hinzuverdienen. „So kom-
men die Menschen wieder auf 
den Arbeitsmarkt. Und wir be-
kämpfen  die Schwarzarbeit“, er-
läutert Uwe Schummer.
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Ein Ende mit Schrecken:
  Schröders Bilanz
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